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unfähig war, das Unrecht seiner Tat zu sehen oder jedenfalls nach
dieser Einsicht zu handeln.78

Ob dies der Fall ist, ist letztlich eine Frage der gutachterlich ge-
stützten richterlichen Beweiswürdigung im Einzelfall.79 Zwar ist die
Aufgabe des eigenen Lebens in existentiellen Grenzsituationen nicht
zwangsläufig und von vornherein Ausdruck einer schweren seeli-
schen Störung;80 jedoch ist in der empirischen Suizidforschung
mittlerweile weitgehend anerkannt, dass echte Bilanzselbstmorde
eine extreme Seltenheit darstellen, der Suizidwille vielmehr regelmä-
ßig als pathologisch anzusehen ist.81 Das sog. präsuizidale Syndrom,
das in Form endogener, neurotischer, aber auch erlebnisreaktiver
Depressionen auftreten kann und durch zunehmende und nicht be-
wältigbare Einengung der Gedankenwelt auf den Todeswunsch cha-
rakterisiert ist, kann als akute Schwäche der emotionalen, Sinn und
Bedeutung stiftenden und damit integrativen Funktionen der Per-
sönlichkeit die Steuerungsfähigkeit des Betroffenen erheblich ver-
mindern oder gar aufheben.82

Wichtig für die Entscheidung des Gutachters und des Gerichts
sind daher die Frage des Verlaufs der geistigen oder seelischen Stö-
rung des Täters sowie die Tiefe des Verstimmungszustandes und die
Beeinflussung des Täters durch Alkohol oder Medikamente zum
Zeitpunkt der Tat.83 Akzeptiert man die oben referierten Ergebnisse
zum Tatablauf eines erweiterten Suizids, wonach es sich um ein
spontanes Geschehen ohne vorangehende Planungsphase handelt
(vgl. oben B. III.), bei dem der Impuls, den nahe stehenden Men-
schen zu erlösen das eigene Verhalten determiniert und ein planvol-
les Verhalten aufgrund des psychischen Drucks nicht mehr möglich
ist, werden zumindest bei solchen Situationen genaueste Untersu-
chungen der Einsichts- und Steuerungsfähigkeit des Täters zum
Tatzeitpunkt zu verlangen sein. Zu beachten ist allerdings stets die
Schwierigkeit für den forensischen Gutachter, die sich ergibt, wenn
der Versuch des erweiterten Suizids die erste Manifestation psycho-
tischer oder schizophrener Krankheitssymptome darstellt, weshalb
der verlangte Zusammenhang zwischen geistiger oder seelischer Stö-
rung, Kontrollverlust und Tat nicht immer mit der gebotenen Klar-
heit zu bejahen ist.84

V. STRAFRECHTLICHE SANKTIONEN
Gesetzliche Strafe des § 211 StGB ist die lebenslange Freiheits-
strafe. Zu berücksichtigen ist dabei die ständige Rechtsprechung
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des BGH, wonach gerade bei dem hier in Rede stehenden Merk-
mal der Heimtücke bei Vorliegen außergewöhnlicher mildernder
Umstände, die ihrem Gewicht nach mit gesetzlichen Milderungs-
gründen vergleichbar sind, Ausnahmen von der absoluten Straf-
höhe durch analoge Anwendung des § 49 I Nr.1 StGB in Betracht
kommen.85 Zwar kann der Verlust etwa eines Partners oder eines
Kindes als außergewöhnlich harte Tatfolge für den Betroffenen
erscheinen. Jedoch will das Gericht die oben dargestellten Grund-
sätze auf extreme Ausnahmefälle beschränken und präferiert zur
größtmöglichen Vermeidung der lebenslangen Freiheitsstrafe zu-
nächst eine enge Auslegung der Mordmerkmale des § 211 StGB.
Indes kann so das »Aussortieren« als ungeeignet empfundener Fall-
konstellationen durch das Erfordernis des Handelns in feindseliger
Willensrichtung geschehen. Ist ein solches Handeln allerdings fest-
gestellt, handelt der Täter also vorwiegend aus Rache, Missgunst
oder krankhaft übersteigerter Eifersucht; kommt es ihm also etwa
gerade darauf an, lieber das Leben des Opfers zu nehmen, als es
dem (Ex-)Partner zu überlassen, erscheint diese Tatfolge nicht als
so übermäßig hart, dass sie als außergewöhnlicher, mildernder
Umstand qualifiziert werden muss. Milderung kann dann lediglich
noch über die Anwendung der §§ 20, 21 StGB im Falle deren
Feststellung erreicht werden. Ist Schuldunfähigkeit des Täters ge-
geben, sollte dringend die Verhängung von schuldunabhängigen
Maßregeln der Besserung und Sicherung geprüft werden, wobei
insbesondere die Einweisung in ein psychiatrisches Krankenhaus
nach § 63 StGB nahe liegt.

78 BGH NStZ-RR 2003, 232; Schönke/Schröder-Lenckner/Perron (Fn. 56) § 20 Rn. 24 f.
m.w.N.

79 Rasch ZVersWiss 1979, 417 (425); exemplarisch zu einem Fall des erweiterten Suizids
BGH NStZ 1982, 200 (201); vgl. auch die statistische Aufarbeitung von Gerichtsent-
scheidungen bei Raic Die Tötung von Kindern durch die eigenen Eltern: soziobiographi-
sche, motivationale und strafrechtliche Aspekte, 1997, S. 93 ff.

80 So zutreffend Mielke NStZ 1996, 477 (478).
81 Bringewat JuS 1975, 155 (159); Arzt/Weber Strafrecht Besonderer Teil, 2000, § 3 Rn. 26,

28.
82 Mielke NStZ 1996, 477; vgl. auch Bischof MSchrKrim 1982, 136 (141, 143 f.).
83 Rasch ZVersWiss 1979, 417 (425).
84 Bischof MSchrKrim 1982, 136 (141).
85 BGHSt 30, 105 (119 ff.); hierzu umfassend MüKo-StGB/Schneider (Fn. 53) § 211

Rn. 40 ff. mit zahlreichen Nachweisen.



ÜBUNGSBLÄTTER REFERENDARE AKTENVORTRAG ÖFFENTLICHES RECHT · »MONTAGS-DEMO IN MÜNSTER«

Ü
B

U
N

G
SB

LÄ
TT

ER
R

EF
ER

EN
D

A
R

E

Verf.
13. Neues Mandat eintragen
Heinz Winter, Malvengasse 12, 48163 Münster
14. Vermerk
Herr Winter schildert folgenden Sachverhalt:

Schilderung des Sachverhalts »Ich bin seit ca. drei Jahren Veranstalter von so genannten Montags-Demonstrationen in Münster. Die
von mir angemeldeten Demonstrationen beschäftigen sich im Wesentlichen mit den Themen »Hartz IV
und Agenda 2010«. Derartige Demonstrationen finden bundesweit auch in anderen deutschen Groß-
städten statt. Ich bin zwar mittlerweile nicht mehr selbst Bezieher von Arbeitslosengeld II, weiß jedoch
aus eigener Erfahrung, dass der einem Bedürftigen zustehende Betrag zum Leben zu wenig und zum
Sterben zu viel ist. Der Regelsatz ist eine Unverschämtheit! Deshalb will ich auch weiterhin Montags-
Demonstrationen in Münster veranstalten. Diese sollen zwar nicht mehr wie bisher wöchentlich, aber
immerhin noch alle drei bis vier Monate stattfinden. Für die Organisation weiterer Veranstaltungen fehlt
mir nach Aufnahme einer neuen Beschäftigung leider die Zeit.

Die letzte Kundgebung mit Aufzug habe ich am 3.8.2007 bei dem Polizeipräsidium Münster ange-
meldet. Sie stand unter dem Motto »Weg mit Hartz IV und Agenda 2010!« und fand am 28.9.2007
statt. Die Veranstaltung begann um 16:00 Uhr und endete wie vorgesehen gegen 18:00 Uhr. Ursprüng-
lich war geplant und auch angemeldet, die Aufzugsroute über mehrere Hauptverkehrsstraßen von Müns-
ter zu führen und mit einer Abschlusskundgebung auf dem zentralen Domplatz enden zu lassen, um
eine entsprechende Öffentlichkeitswirkung zu erzielen.

Mit Bescheid vom 13.9.2007 (Anlage 1) hat das Polizeipräsidium Münster jedoch verfügt, dass die
Veranstaltung nur unter Auflagen erlaubt werden kann. Der Bescheid ist mir am 14.9.2007 zugestellt wor-
den. Nach diesem Bescheid sind entlang des Aufzugsweges die Gehwege zu benutzen. Erst bei einer Teil-
nehmerzahl ab 50 Personen ist nach Absprache mit dem Polizeiführer die Nutzung der Fahrbahn zulässig.
Außerdem darf die Abschlusskundgebung nicht auf dem Domplatz, sondern muss vielmehr auf dem be-
nachbarten Parkplatz stattfinden, da auf dem Domplatz bereits eine andere – vorher angemeldete – Ver-
sammlung stattfindet.

Ich habe dann den Aufzug wie auch die Kundgebung am 28.9.2007 – unter Einhaltung der Aufla-
gen – durchgeführt. Ich sehe mich durch den Bescheid in meiner grundrechtlich geschützten Versamm-
lungsfreiheit verletzt. Die von dem Polizeipräsidium Münster für die Auflagen abgegebene Begründung
ist rechtlich nicht nachvollziehbar. Es handelt sich bei den Auflagen meiner Meinung nach um solche,
deren Zulässigkeit sich nach § 36 VwVfG NRW richtet. Die danach erforderlichen Voraussetzungen
sind nicht erfüllt.

Am 17.9.2007 habe ich mich telefonisch an das Polizeipräsidium Münster gewandt mit dem Hin-
weis, dass ich gegen den Bescheid vom 13.9.2007 Rechtsschutz in Anspruch nehmen werde. Der zustän-
dige Sachbearbeiter hat mir daraufhin erklärt, dass nach dem 28.9.2007 gerichtlicher Rechtsschutz un-
zulässig sei, da ich mich gegen die Auflagen vor dem 28.9.2007 mit einem Antrag auf Gewährung vorläu-
figen Rechtsschutzes hätte wehren können.

Die Auflage, den Gehweg zu benutzen, ist rechtswidrig.
Es trifft zwar zu, dass die Teilnehmerzahl an den Montags-Demonstrationen in der letzten Zeit

abgenommen hat und nur noch durchschnittlich 30 bis 40 Personen mitgemacht haben. Dies recht-
fertigt jedoch nicht den Erlass der Auflage. Nur wenn die öffentliche Sicherheit und Ordnung unmit-
telbar gefährdet ist, kann die Behörde Auflagen erlassen. Dies ist nicht bereits dann der Fall, wenn
der Straßenverkehr im Bereich des Aufzuges möglicherweise geringfügig behindert wird. Schließlich
behindert jede Demonstration irgendwie den Straßenverkehr, das ist einer Demonstration immanent.
Dass eine unmittelbare Gefährdung der öffentlichen Sicherheit nicht vorliegt, geht schon aus der
Begründung der Behörde selbst hervor: Über 50 Personen dürfen die Fahrbahn benutzen, unter 50
Personen jedoch nicht. Warum nur eine Person mehr oder weniger die öffentliche Sicherheit in Frage
stellen soll, erklärt sich mir nicht. Mit der Auflage, entlang des Aufzugsweges die Gehwege zu benut-
zen, treten Gefährdungen auf, die das Polizeipräsidium Münster offensichtlich nicht beachtet hat. In
der Regel sind die Gehwege – insbesondere im Innenstadtbereich – voller Hindernisse, wie z.B.
parkende Fahrzeuge, Abfalleimer, Pflanzenkübel, Parkuhren etc. Dies stellt eine Erschwernis für den
Demonstrationszug dar. Insbesondere bei Rollstuhlfahrern besteht die Gefahr, dass diese die Gefahr
zu spät sehen und nicht mehr ausweichen können.

Auch die Auflage, die Abschlusskundgebung nicht auf dem Domplatz, sondern auf dem benachbar-
ten Parkplatz abzuhalten, ist rechtswidrig. Es kann nicht angehen, dass derjenige, der die Versammlung
zuerst für einen bestimmten Versammlungsort anmeldet, immer den Vorrang bekommt.

Weil ich zum 1.10.2007 einen neuen Job gefunden habe, habe ich erst am 30.10.2007 Zeit gefunden,
ein Widerspruchsschreiben (Anlage 2) gegen den Bescheid vom 13.9.2007 zu verfassen, das ich am Fol-
getag selbst beim Polizeipräsidium Münster abgegeben habe. Seitdem habe ich vom Polizeipräsidium
Münster nichts mehr gehört. Meine Geduld ist am Ende! Ich möchte nunmehr gerichtlich gegen den
Bescheid vom 13.9.2007 vorgehen. Ich möchte von Ihnen wissen, welche Möglichkeiten ich habe, um
gerichtlichen Rechtsschutz zu erlangen.«
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Auftrag an Rechtsanwalt Herr Winter bittet um eine umfassende rechtliche Prüfung der Angelegenheit. Er möchte, dass die
erforderlichen Schritte unternommen werden, um die Rechtswidrigkeit bzw. Rechtmäßigkeit des Be-
scheides vom 13.9.2007 zu überprüfen.
15. Dem Mandanten wird eine umfassende rechtliche Prüfung der zu veranlassenden Maßnahmen im

Hinblick auf den Bescheid vom 13.09.2007 zugesagt.
16. Die überreichten Unterlagen mit den entsprechenden Anlagen- bzw. Kopiestempeln versehen.
17. Handakte anlegen und die Unterlagen beifügen.
18. Widervorlage sodann

Münster, 1.2.2007

gez. Kurte
(Rechtsanwältin)

Anlage 1 zum Mandat Polizeipräsidium Münster 13.9.2007
Friesenring 43
48147 Münster

– 1382/-07 Wi –
Gegen Postzustellungsurkunde

Herrn
Heinz Winter
Malvengasse 12
48143 Münster

Aufzug und Kundgebung am 28.9.2007 in Münster

Ihre Anmeldung vom 3.8.2007

Sehr geehrter Herr Winter,

die von Ihnen am 3.8.2007 angemeldete Demonstration mit Kundgebung am 28.9.2007 darf nur unter
folgenden Auflagen durchgeführt werden:

1. Entlang des Aufzugsweges sind die Gehwege zu benutzen. Bei einer Teilnahmezahl ab 50 Personen
ist nach Absprache mit dem Polizeiführer die Nutzung der Fahrbahn zulässig.

2. Der Ort der Abschlusskundgebung wird dahingehend geändert, dass diese nicht auf dem Domplatz,
sondern auf dem benachbarten Parkplatz »Am Dom« stattfinden darf.

3. Die sofortige Vollziehung der Verfügungen zu 1. und 2. wird angeordnet.

Rechtsgrundlagen:
(Vom LJPA zu Prüfungszwecken entfernt)

Gründe:

Die Auflagen sind erforderlich, um eine unmittelbare Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung abzuwehren.

Die Auflage, entlang des Aufzugsweges die Gehwege zu benutzen, ist erforderlich, um Beein-
trächtigungen für den Straßenverkehr abzuwehren. Erst bei einer Teilnehmerzahl ab 50 Personen
ist nach Absprache mit dem Polizeiführer die Nutzung der Straße zulässig. Die Teilnehmerzahl
an den von Ihnen seit ca. 3 Jahren wöchentlich durchgeführten so genannten Montags-Demonstra-
tionen ist kontinuierlich gesunken. Mittlerweile nehmen durchschnittlich nur noch ca. 30 bis 40
Personen teil. Aus diesem Grund habe ich die Benutzung des Gehweges angeordnet, um den
Straßenverkehr entlang der Hauptstraße nicht zu behindern. Entgegen der von Ihnen bei der
Anmeldung der Versammlung geäußerten Auffassung wird das Grundrecht der Versammlungsfrei-
heit nämlich nicht schrankenlos gewährt.

Die Änderung des Ortes der Abschlusskundgebung ist erforderlich, weil auf dem von Ihnen vorge-
sehenen Domplatz bereits eine andere Veranstaltung stattfindet. Insoweit gilt uneingeschränkt das
Prioritätsprinzip. Demjenigen, der seinen Willen zu Durchführung einer Versammlung vor anderen
Veranstaltern kundtut, muss zwingend der Vorrang eingeräumt werden. Denn das Versammlungsge-
setz verpflichtet mich, nach Eingang einer Versammlungsanmeldung sofort zu entscheiden, ob in
Bezug auf die Versammlung behördliche Maßnahmen getroffen werden müssen. Aufgrund dessen
musste Ihr Kundgebungsort auf den angrenzenden Parkplatz »Am Dom« verlegt werden.

4/2009300
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Ich habe diese Auflagen auch deshalb verfügt, um nicht ein Verbot der Versammlung aussprechen zu
müssen. (…)

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen den Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch eingelegt werden. Der
Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Polizeipräsidium Münster erhoben wer-
den. Der Widerspruch ist innerhalb der Widerspruchsfrist zu begründen.

Im Auftrag

Gez. Samtlebe
(Auf den Abdruck der ordnungsgemäßen Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung hat
das LJPA verzichtet.)

Anlage 2 zum Mandat Heinz Winter Münster, 30.10.2007
Malvengasse 12
48163 Münster

Mitglied im Bündnis bundesweiter Montags-Demonstrationen »Weg mit Hartz IV und Agenda 2010!«

An das
Polizeipräsidium Münster
Friesenring 43
48147 Münster

Widerspruch gegen Ihren Bescheid vom 13.9.2007

Sehr geehrter Herr Polizeipräsident,
hiermit möchte ich auf den nach meiner Auffassung rechtwidrigen Bescheid vom 13.9.2007 zurück-

kommen.
Dass die von mir angemeldete Montags-Demonstration nur unter Auflagen stattfinden konnte, kann

ich nicht hinnehmen. Ihr Beschied vom 13.9.2007 ist rechtwidrig. Denn dadurch wurde in das grundge-
setzlich verbürgte Recht auf Versammlungsfreiheit eingegriffen.

Ich kann Ihre rechtswidrige Verfahrensweise nicht akzeptieren und bitte um eine entsprechende Klar-
stellung Ihrerseits. Ich möchte darauf hinweisen, dass ich auch weiterhin Montags-Demonstrationen in
Münster veranstalten werde. Auch wenn ich mittlerweile wieder eine Beschäftigung gefunden habe, will
ich mich doch weiterhin dafür einsetzen, dass der Sozialabbau in Deutschland nicht weiter voranschreitet.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Heinz Winter

II. Vermerk für die Bearbeitung
Die Angelegenheit ist unter Berücksichtigung des sich aus dem Vermerk vom 1.2.2008 ergebenden Be-
gehrens des Mandanten zu begutachten. Dabei sollen auch Überlegungen zur Zweckmäßigkeit des Vor-
gehens angestellt werden. Bearbeitungszeitpunkt ist der 1.2.2008.

Sollte eine Frage für beweiserheblich gehalten werden, so ist eine Prognose zu der Beweislage (z.B.
Beweislast, Qualität der Beweismittel etc.) zu erstellen.

Kommt die Bearbeitung ganz oder teilweise zu Unzulässigkeit, so ist insoweit zur Begründetheit in
einem Hilfsgutachten Stellung zu nehmen.

Werden Anträge an ein Gericht oder eine Behörde empfohlen, so sind diese am Ende des Vortrags
auszuformulieren.

Die Formalien (Ladungen, Vollmachten und Unterschriften) sind in Ordnung.
Das Polizeipräsidium Münster ist die für den Erlass des Bescheides vom 13.9.2007 zuständige Behörde.
Es ist davon auszugehen, dass landesrechtliche Vorschriften über den Fortfall des Widerspruchsver-

fahrens im Polizei-/Versammlungsrecht keine Anwendung finden.

■ LÖSUNG
Einleitung Ich berichte über den Fall einer Anwaltsberatung, die im Februar 2008 bei Rechtsanwältin Annabell

Kurte in Münster stattgefunden hat. Der Mandant, Herr Heinz Winter aus Münster, suchte am
1.2.2008 Rechtsanwältin Kurte auf und schilderte folgenden Sachverhalt:

Sachdarstellung des
Mandanten

Er sei seit Jahren Veranstalter von so genannten Montags-Demonstrationen in Münster, die sich wie
ähnliche Veranstaltungen in anderen Großstädten mit dem Thema »Hartz IV und Agenda 2010« befass-
ten. Da er die den Bedürftigen zustehenden Regelsätze für viel zu gering halte, wolle er – zwar nicht
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